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Corona-Exit oder Datenschutz?
Tracing-App und digitaler Corona-Ausweis – die Digitaltechnik soll den 
Weg aus dem Corona-Lockdown ebnen. Doch es gibt rechtliche Bedenken. 
Macht der Datenschutz den Unternehmen und der Politik einen Strich  
durch die Rechnung?

Je länger der Stillstand des öffentlichen Le-
bens andauert und je spürbarer vor allem die 
wirtschaftlichen Folgen werden, desto mehr 
Hoffnungen richten sich auf digitale Lösungen, 
die eine Beschleunigung auf dem Weg zurück in 
die Normalität versprechen. Seit Wochen im Mit-
telpunkt der Diskussion steht das Konzept einer  
„Tracing-App“, die mittels der Bluetooth-Funktion 
des Smartphones potentiell infektionsrelevante 
Kontakte mit anderen App-Nutzern erfasst und 
für einen bestimmten Zeitraum speichert. Wird bei 
dem Nutzer der App eine Infektion festgestellt, 
können die gespeicherten Kontaktpersonen umge-
hend per Push-Nachricht informiert werden. Da-
durch sollen Infektionsketten schnell und effizient 
unterbunden werden. Ein zweiter digitaler Bau-
stein für die Lockerung von Beschränkungen der 

Bewegungsfreiheit und des Arbeitslebens könnte 
der „digitale Corona-Ausweis“ sein, den jüngst 
ein Konsortium von Tech-Unternehmen vorgestellt 
hat. Diese auf Blockchain-Technologie basierende 
Lösung soll den manipulationssicheren Nachweis 
einer überstandenen COVID-19-Infektion oder 
eines negativen Virustests ermöglichen. Für den 
Inhaber eines solchen „Ausweises“, der ebenfalls 
die Form einer App annehmen dürfte, könnte das 
die Voraussetzung für die Rückkehr zum Arbeits-
platz oder in ein normales soziales Leben schaffen.

Auf jede Vorstellung solcher Konzepte folgt ver-
lässlich der mahnende Hinweis, dass die Vorgaben 
des Datenschutzrechts unbedingt einzuhalten sei-
en. Offen bleibt dabei, wie diese Vorgaben ausse-
hen und ob sie am Ende den Einsatz von Tracing- 
und Ausweis-Apps überhaupt zulassen. Einige 
Klarstellungen sind daher angebracht: 

Eindeutig sind zunächst die Anforderungen an 
die technische Ausgestaltung der Apps. Es gilt 
nach der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
der Grundsatz „Privacy by Design“, d.h. jede tech-
nische Lösung muss so konzipiert sein, dass nur so 
wenige personenbezogene Daten wie unbedingt 
nötig so missbrauchssicher wie möglich verarbei-
tet werden. Verfahren zur Anonymisierung oder 
Pseudonymisierung sowie zur Verschlüsselung 

von Daten sind anzuwenden, soweit das tech-
nisch möglich ist und den Zweck der App nicht 
infrage stellt. Die Entwickler der angesprochenen 
Tracing-Apps und digitalen Corona-Ausweise ver-
sprechen in dieser Hinsicht vorbildliche Lösungen.

Mehr Verwirrung herrscht hinsichtlich der da-
tenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Einsatz von Corona-Apps. Oft ist zu hören, das  
Datenschutzrecht erlaube nur die freiwillige Nut-
zung solcher technischen Lösungen. Daran ist 
richtig, dass der mündige Bürger mit seiner Ein-
willigung im Prinzip jede Form der Datenverarbei-
tung legitimieren kann, auch wenn es um sensible 
Gesundheitsdaten geht. Wirksam ist eine solche 
Einwilligung nur, wenn sie freiwillig erteilt wird, 
wobei Freiwilligkeit die Freiheit von rechtlichem 
oder tatsächlichem Zwang meint. Davon kann 
keine Rede sein, wenn die Zustimmung zur Daten-
verarbeitung in einer App zur Voraussetzung dafür 
gemacht wird, dass eine Ausgangssperre aufgeho-
ben wird oder der Betroffene an seinen Arbeits-
platz zurückkehren kann.

Heißt das, Unternehmen dürfen den Zugang zum 
Betriebsgelände für Mitarbeiter unter keinen Um-
ständen vom (digitalen) Nachweis der Infektions- 
freiheit abhängig machen? Nein. Denn das Da-
tenschutzrecht kennt eben nicht nur die freiwil-
lige Einwilligung als Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung. § 26 des Bundesdatenschutz-
gesetzes erlaubt Arbeitgebern die Verarbeitung von  
Beschäftigtendaten auch ohne Einwilligung, so-
weit das für Zwecke des Beschäftigungsverhältnis-
ses erforderlich ist. Angesichts der Fürsorgepflicht 
des Arbeitgebers für die gesamte Belegschaft und 
der Gefahr, dass die Infektion eines Arbeitneh-
mers die Schließung ganzer Abteilungen nach sich 
ziehen kann, besteht damit eine ausreichende 
Rechtsgrundlage z.B. für die Forderung nach der 
Vorlage eines digitalen Corona-Ausweises am 
Werkstor. 

Demgegenüber lässt sich eine allgemeine Pflicht 
zur Nutzung einer Tracing-App auf der Grundla-
ge des geltenden Rechts nicht begründen. Auch 
das bedeutet aber nicht, dass der Datenschutz 
einer solchen Nutzungspflicht unüberwindbar 
entgegensteht. Wenn sich herausstellen soll-
te, dass der Anteil der freiwilligen Nutzer einer  
Tracing-App an der Bevölkerung nicht das Quorum 
erreicht, das für eine effektive Unterbrechung 
von Infektionsketten erforderlich ist, müsste der 
Gesetzgeber entscheiden, ob und unter welchen 
Voraussetzungen ein Nutzungszwang angeordnet 
werden soll. Zu einem solchen Eingriff ermächtigt 
die DSGVO die nationalen Gesetzgeber ausdrück-
lich, wenn es um die Wahrung wichtiger Gemein-
wohlinteressen geht und die Verhältnismäßigkeit 
der Mittel gewahrt bleibt. Letztlich ist es also Auf-
gabe der Politik, den Einsatz digitaler Lösungen zur 
Bewältigung der aktuellen Krise und zur Wahrung 
der Grundrechte auf Bewegungs- und (wirtschaft-
liche) Betätigungsfreiheit in einen angemessenen 
Ausgleich mit dem Datenschutz zu bringen. 
                                         Dr. Christian Hamann

Dr. Christian Hamann ist Partner 
im Berliner Büro von Gleiss Lutz. 
Er beschäftigt sich seit mehr 
als 20 Jahren intensiv mit dem 
Datenschutzrecht und berät 
nationale und internationale 
Mandanten zu allen Fragen des 
Umgangs mit personenbezogenen 
Informationen. 
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COVIDSafe: In Australien ist die Tracing-App des dortigen Gesundheitsministeriums bereits seit Ende April im Einsatz.
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�  Kurzcharakteristik 
Der Sanierungsberater ist eine interdisziplinäre Fachzeitschrift, die in jedem Quartal über die aktuellen Entwicklungen 
sowohl im Bereich der Sanierung und Restrukturierung als auch im Insolvenzrecht berichtet. Die Zeitschrift informiert über alle 
relevanten Entwicklungen im internationalen, europäischen und deutschen Recht sowie der nationalen und internationalen 
Betriebswirtschaftslehre. 

�  Newsletter  
Sanierungsberater Online ist der informative Newsletter, der monatlich über die aktuellsten Meldungen sowohl im Bereich 
der Sanierung und Restrukturierung als auch im Insolvenzrecht berichtet und dabei ganz auf die Herausforderungen in der 
Praxis fokussiert ist. Die Online-Zeitschrift ist auf der Plattform www.sanierungsberater.de frei abrufbar, die zudem alle 
Meldungen und Entwicklungen rund um das Thema Sanierung verö� entlicht.

�  Zielgruppe  
Unternehmensberater, Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Vorstände, Geschäftsführer, Aufsichtsräte und 
Unternehmer sowie alle Praktiker im Bereich Sanierung und Restrukturierung.

Der Sanierungsberater  | Betriebs-Berater für Interimsmanagement und Restrukturierung
kundenservice@ruw.de

www.sanierungsberater.de

3 Monate Testlesen mit gratis Onlinezugang!

�  Testabo: 3 Monate kostenlos lesen + 
1 Zugang zur Online-Datenbank

  Sie erhalten die nächste Ausgabe der Fachzeitschrift  „Der Sanierungsberater“ kostenlos. Falls Ihnen „Der Sanierungs-
berater“ gefällt, brauchen Sie nichts weiter zu unternehmen. Wenn Sie nicht innerhalb der Testzeit abbestellen, 
beginnt im Anschluss ein Jahresabo. Zunächst für ein Jahr (4 Ausgaben) zum Vorzugspreis von derzeit 212,29 € inkl. 
aller Gebühren und MwSt. in Deutschland und anschließend bis auf Widerruf zum jeweils gültigen Jahrespreis. Das 
Abonnement kann bis 3 Monate vor Ablauf des Bezugszeitraumes schriftlich bei der Deutscher Fachverlag GmbH, 
Mainzer Landstr. 251, 60326 Frankfurt am Main gekündigt werden. Liegt dem Verlag zu diesem Zeitpunkt keine 
Abbestellung vor, verlängert sich das Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr. Die Abonne mentgebühren sind 
im Voraus nach Erhalt der Rechnung zahlbar.

�  Jahresabo: 4 Ausgaben + 1 Zugang zur Online-Datenbank
  Sie erhalten die nächsten 4 Ausgaben der Fachzeitschrift „Der Sanierungsberater“ sowie den Zugang zur Online-

Datenbank. Der Abonnementvertrag wird für mindestens ein Jahr abgeschlossen. Das Abonnement kann jederzeit 
bis 3 Monate vor Ablauf des Bezugszeitraumes schriftlich bei der Deutscher Fachverlag GmbH, Mainzer Landstr. 
251, 60326 Frankfurt am Main gekündigt werden. Liegt dem Verlag zu diesem Zeitpunkt keine Abbestellung vor, 
verlängert sich das Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr. Die Abonnementgebühren sind im Voraus nach 
Erhalt der Rechnung zahlbar und betragen 212,29 € inkl. aller Gebühren und MwSt. in Deutschland.

Sichern Sie sich Ihr individuelles Vorteilsangebot und 
bestellen Sie jetzt  „Der Sanierungsberater“:

Per Faxantwort an 069 7595-2770

Name:

Firma:

Straße:

PLZ | Ort:

Telefon:

E-Mail:

Datum | Unterschrift:
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